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[)er I .• mdtag Rhctnl.1nd- Pfalz hat in der lct7ten Sitzung der verg.mgenen Wahlperiode am 26. April 1983 in einer einstimmig gc
f.til.t~..·n Enr:-...:hlicßun:-:; zum Amdruck gebracht, daß die Erhaltung und Fortentwicklung des föderalistischen Systems zu den 

/L'tltr.tkn Auff!;.1ben de:-. Lmdtag'> ~t:hören. denen sich die haktinnen gemetmam verpflichtet fi.ihlen (Beschluß zu dem gemein
\,tmcn Antr.tg der h.tktinnen der CDU, SPD und F.D. P. - Drucksache 9/2897- ). Deshalb sollten nach dieser Entschliegung 
die hiLT.mf gcn,JHtc>ten Remühun~en ,lllch in der neucn \\' J.h!periode wieder aufgenommen und verstärkt fortgeführt werden. 

Zur Unterstüt;ung die~er Bemühungen und zur Vorbereitung der parlamentari~Lhen Beratungen müt:hte ich daher den L.md
u~ über die n,t.:hsr,:hmde Entschließung unterriLhten, welche die 56. Konferenz der Prasidenten der deutschen LanderparL:t
nwntc .1m 14. J.tntur 19H3 u11tcr dcr ft·derführung von Rheinbnd-Pfalz verabschiedet hat. 

Standortbestimmung und Perspektiven der Landesparlamente 

- Ent\c:1lid;un~ dcr Konferenz der PrJsidenten der deutschen Ljnderparlamente-

1. Zur gcgenwartigen Lage der Landesparlamente 

Die fiidcrative Ordnung der Bundesrepublik Deutschland, wie sie nunmehr seit mehr als 30 Jahren besteht, hat si(h als Ge
~t.tltunpprinLip bew::ihrt und findet heute .tllgemein Zustimmung. Die bundesverfassungsrechtlich begründete Aufgabenver
teilung zwi\chen Bund und Lindern mlltc daher .lULh tn Zukunft gewahrleistet bleiben. Sie hat sich als ein Mittel zur Sicherung 
der hcihcit des BU.q:;ers bew :ihrt, '>ie hat dvu beigetragen, seine Möglichkeiten zurTeilhabe an der staatlichen ~'illensbildung 
/ll \ermchren, und sie h.u die Büq;ern::ihe der Verwaltung gefördert. Sie hat sich zudem als ein Element der regionalen Vielfalt 
und dt'\ \\\:ttbcwerb\ erwiesen. 

Die~c vnh~~unprechtlichc Ordnung beruht entscheidend auf der Eigenstaatlichkeit derLanderund deren Fähigkeit zu eigen
' cr.mt \\·urtlichcn politischen Fotscheidungen von substantiellem Gewicht. Die Möglichkeiten der Lander zu selbstandiger Ge
~ultung wurden inde.,<;en tn der St.utspr axis in Lunehmendern Maße in einer Weise eingeschränkt, daß sich die Gewichte in dem 
\'um Am,nz ht·r J.usgcwogenm föderativen System erheblich zugunsren des Bundes verlagert haben. Diese schleichende Aus
;ehrung der Kumpetenzen der Länder trifft in nster Linie deren Gesetzgebungsorgane. 

l )iL·~t· [· nn\'lcklung 1.~t im we~ent!i(hen J.uf folgende U rsa(hen zurückzuführen: 

- I )ie 1\.t ~mpctell/\ crL1gerung: von den l.:int.lt.:rn auf den Bund und darüber hinaus auf die Europäis(hen GemeinsLhaften '><lwie 
dit.· (!ll't\LIII'l'ttendc Aus.~chtlpfung dn kunkurrinendcn Cesetzgebunt;s- und der RJ.hmengesetzgcbungskompeten; durch 
Lkn Bu11ll iubt•n tkn Umf.m,;.; der ,·on den Lindern und d.m1it den Lmdesparlamenten zu regelnden und zu kontrollincnden 
\l.ttnien \\'t'~t.·ntlich eingeengt. 
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Die Lmdcsrcgicrun~en vcrnichncn einen Kompetenn.uw.H:h~, indem ~ie \vesentlichc Sr.utsaufgaben - wie 1. B. die 
Jli.Hl Ull)..; - oder die vit:lf::iltigcn 1\.oopcr.uioncn der Lindcr untereirunder ~~lWll' 1. wi,..:hcn Bund und Lindern weitgehend in 
,HJ 'i'chlid~licher \'er .mtwortung nhne eine Mitent.~cheidung,kompt'ten/. der Ltnde'ip.trLuncnte wahrnehmen. P .tr.tlld d.u u 
ist der Emfluß der Lmdt:srcgicrungen auch durch ihre MOglichkeit. Uber den Rundesrat an der Gc.~ctzgebung und V('r
waltung des Bundö mitzuwirken, deutlich gestiegen. 

Diese Entwicklung; stört den notwendigen Gewalrcnau~gleich in den Lindern und gefährdet deren Eigenstaarlichkeit. Die Er
fi.d\ung der Aufgabe des fOdcrativen System" wird dadurch in hage ?;estdlt. 

Die Prisidcntcn der Landesparlamente beobachten diese Entwicklung 'it:it Jahren mir großer Sorge. Sie betrachten es als eint' 
ihrer vornehmsten Aufgaben, die Stellung der Landesp,ulamente zu starken und damit einer Gefährdung föderatin;r und 
demukrarischer Grundsätze umcrer Verfassung'>ordnung im Interesse der FreiOeitssicherunh und der demokratischen ~lit
wirkungsmöglichkeiten des Burgcrs ;u begegnen. Sie werden in ihrer AuH.t~sung durch die internationale Entwicklung zu ver
stärkter Regionalisierung besürkt, die sich '-"t'itgehcnd den deutschen Föderalismus ?um Vorbild nimmt. 

Angestchts dieser Entwicklung tst ctne Nt>ubestimmung des Sundortes der L.mdesparbmente und damit auch des Abgeordne
ten im Verfassungsgefüge geboten, um den Anforderungen des demokratisch-pJ.rbmentarischen Föderalismus in den künfti

gen jJ.hrcn gerecht werden zu können. 

2. Forderung nach Verwirklichung der bisherigen Vorschläge der Präsidenten 

Die P:asidmtcn der Lande"!r.uLmwnte haben hereir~ in der Veq?;angenheit, in~bcsondere in threr StellungtlJ.hme Hlm 
20. April 1978 ?um Schlußbericht der Enquete-Kommission Verbssungsrd(lrm des Oeuhchen Bundestat;es, eine Reihe \On 
Vorschlägen unterbreitet, wie da_ ... \Om Grundge~et/ geforderte .1usgewogem· Verlültnt'> zwtschen den Geset?gebungsknmpc
tcn/_cn \"011 Bund und Lindern wit'dcrherge'>tellt und die Stellung: der Lmdcsp.trbmentc geqJrkt werden kann. 

Die<;e Vorschläge ?ielten unter Beibehaltung des gegenwärtigen Systems der\/ erteilung der Gesetzgebungszuständigkeiten ins
besondere darauf ab, 

- Kompetent,en .lllf die L1nder zu \ erlagern, sofern ste nicht Jus zwmgenden Gründen dem Bund zu bela-.5en sind, 

die VorJ.ussetzunt-:cn für di.: lrunspruchnahmt' der konkurrierenden Ce.;eugehungs?u.o.,tindigkeit Je'> Bundes zu ver
~ch,lt icn und die bundesgesetl!tcht' Regelung J.uf da" unbt·dingt notwendige :\hß 7U be.,chr:in ken, um den Lindern .1uch bei 
,kr IrumpruL'hnahme der konkurrierenden Ct·setzgebung durch den Bund etgene Ge~t.t!tung<;möglichkeiten 7U bebo.,o.,en, 

die R.1hmenkompetenz deo., ßundes <;o zu definieren, daß den Lindern ein amhillung.;;fähiger Spielraum uberlassen bleibt. 

einer Aushöhlun~; der Gesetzgebungsbefugni'i der Landesparlameme, die durch die Erteilung bundesgesetzlicher Vernrd
nungsermächtigungen "10 die Lmdesregierungen bewirkt wird, entgegenzuwirken, 

die Lmdesparlamente an solchen Grundge'>etzinderungen LU betedi)!;en, dit' tbs Kompetenzgefüge des Grundge.<;et7e~ und 
Lllt' Finan:/\·erfas'iung hetrdfen. 

Ihrliber hinaus haben die P.lrl.tmcnt'>pr.isidenten gefordert, di~ in erheblichem Umf.mg gewach'ienc AufgabenYerflcchtung 
zw1"!..:hen Bund und Ländern abzubJuen. Der kooperJti\·e Föderalismu'> lut zu emer \'erwi'>chung der Verantwortlichkeilen 
und "/U einer weitgehenden EntmJ.chtung der Parlamente geführt. Die Iv1ischfirunzierungen, insbesondere die Gemeinschaft'i
,lUfg.lben, sind daher bei gleichzeitiger aufgabenkonformer hnanzJ.usst.mung d:traufhin zu überprüfen, ob ')ie nach Gegen
stand, Umfang und Intensitit n(xh .lUfrecht erhalten werden sollten. :\eue :\-1ischfinanzierungen, insbe5Lmdere nach Arti
kel 10-+ .1 Abs. 4 GC, 'iind unter Anlq.;ung eines besonders strengen 1\hß<;tabes auf enge Au'>nahmcfälle zu begrenzen. 

Ih.· Parbmentspräsidenten h.tltcn es t"Ur dringend ~cboten, diese Vor~..:hLige nunmt:hr /U rc:t!i~Jt:ren. Sit: werden weiterhin bei 
Bund und I .:Indern d"uJuf dringcn, thß die zur V erwirkli..:hung der Vor~chlät:e erforderlichen p.1r!amentarisdwn I nitiatiwn er
grifkn werden. 

3. Politische Gestaltung durch Gesetzgebung 

Im /.ugl.' des Aufbam des demokr.tti'n:hen "ir.utn ~md \\ citL' Bereiche dL"l I ,ltlLlt'sgesct;gd"'~ung t!urchnormtert worden, -.n cbE 
d,ts Bedurfni~ .lUf grundlegende :'\cuordnungen 111 dic~t·n ßn~'lchen ger:nger gewurden rq. D.ts neue \'cr:-.undnts dc's P.ul.t
nwnh\llrbchalto.,, WlL" C-~ in de11 kt:tten j.1hrcn in Zu\Jtntnenh.1ng mit dt-r ~og. \X'e:-.entli..:hkett~tht'l)rie \11n RL·chtslehrt· und 
Rechtsprechung entwickelt \\ 1Jrden ist, b.lt inde~sL'tl tur die TJ.t1gkeit des I .. lOdesgnet:tgcher~ neue Schwerpunkte geset7t. :"J,h.:h 
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L{ic'>er Recht'>Ult\\ tel.Jung wird Jer Cc-,ctZf!;t:brr, wie d.1~ Bundesverfassung~gericht hervorgehoben hat, aufgrunddes Rechts
qut~- und Dcnwkurieprinzip<; für \t'rpflichtet gehalten, ,,in grundlegenden normJ.tiven Bereichen, zumal im Bereich der 

Crundn:..:ht'>.lU'>iJbun"S. '>U\\ cit die~cr _\t,utlicher RL'gelun~ zugänglich ist, alle we<;entlichen Entscheidungen selbst zu treffen" 

unLI die'>e n1cht Jcr b • .:kuti\-L' /U üht:rLl'>'>t.'Tl. Der so neu definierte Parlamentsvorbehalt bedeutet, Jaß die Parlamente nunmehr 

hl"'>t:t!lidlt' RL·~elunc:en in ßcrt•tchL'!1 treffen müssen, die bisher von der Exekutive durch Rechtsverordnungen und Ver

" .dtunh'>\'(l~-,~·hnftL'Il ;.,';t"rq_;t•lt \\ Jren. Die P.trl.tm~:ntc wcrdt'n in sürk~:rern ~1aße ;ru prüfen habt'n, inwie\veit sie selbst eine Ent~ 
~...:hcidun~ rrdknnni~"L'Il <ltkr dicw ,lt:r L:ü·kuti\c tibcr!a\~l.'n dUrfcn. 

A.b (~~,.·biete. tl.it" dnen kunftige Ccst.dtung diese Emwi...:klung von Bedeutung sein kann, kommen beispielsweise in Betracht: 
~..Lt.\ Schulwe"L"ll, l.Jndesentwick!ung und Umwdbchutz, d.1s ~1cdienwe..en sowie das Subventionswesen. 

DiL· P.tri..H11L'ntl . .' "ind .1uigerufm, <.ich eneq.;i-:.cher dieser bedeutsamen Aufgabe zu .'>teilen, deren Erfüllung besondere gesetzge~ 
b~,.·:·i..,~·he An ... trengun~en ert.urdert, zunul mH.:h nicht hinreichend Kriterien für die Abgrenzung der Regelungszusündigkeir 

'' >rl I cgi:.l.ttil. c unLi Fxekutive im Ein...:clf.lll entwickelt sind. Dabei darf der Gesetzgeber nur behutsam vorgehen und muß steh 
~r~·h dic CL·t.dtr·l'n .;iner zu \\ciq;d1L'ndl'n .,\.ergl'~ctzlichung" vor Augen halten. 

h L'IH'>pn~..ht ,!em CJntmhnll~..·,.:cn diL·~~,.·., neuen Vcrst.indnis..,es vorn Auftrag des Parlaments, daß dieses sich auf Leitent
'>L h,_·t,! un~._·n hndn .tnk t und \., ln dt.'r l kuilpcrfek tion treih~llt. Die Konzentr.uion der Gesetzgebung auf die wesentlichen Ent
-,.;h,·idungen fuhrt J.1her ~mnd<nzlich niL·ht 7U einer Vermehrung von Vorschriften, sondern bedeutet eine qualitative Umge
~r.tltun~ ,Jn CL''L'ti'~ehung. 'Iu weit du· P.trLmlent~vorbehalt im übrigen eine sürkere Konkretisierung der Leitentscheidun?;en 
fordert, \\ ird d.1durJ1 111 .tlkr Kegl'l c:nc \'id7..1hl J.dministrativer Be..tirnmungen, Detailregelungen und Einzeleingriffe 

l'fltbL'hdiL·h. 

DiL· Recht~\·l'r(·mLKhung qe)\r e111e IVl'iterc Aufgabe d.1r, welche die T:itigkeit der l.J.tlllesparlamente zunehmend bestimmen 
muf\.. F ~ gL·hiirt /,U Lkr \' er.lllt\\'urtung ,k~ P .lrl.unents, e111e Überrcgelementierung der Büq:!;er durch eine Flur überflÜ'>'>iger und 
ul'.ubn,tLhdH.·hcr Recht~\-ur~,hrillL'~l /ll \L'rh111dern. Die PJ.rbrnente müssen darauf achten, daß die Vorschriften in den ver

'L-iltL'dL'IlL'll l\,_·gelun;_:,!xrt'tLhL·n 111 dL·11 ').t...:hent\cheiJun;.:cn v-.ic in der Gesetzessprache J.ufeinander J.bgestimmt und für den 

Buq.~L·r· \'l'l"\l.illdlich ~IIHl. 

[ )Jru bn hi n.1u~ ~ullren '>Ich die PJrl.u• 1entc mehr .1\s bisher ihre Entscheidungsfreiheit gegenüber sogenannten Mustcrge<;etzent · 

\\ l.irfen h~..·w,lhn·n. 

~- Beteiligungen der Landesparlamente an staJ.tsleitenden Entscheidungen 

\:.1ch dem hnttigen Ver~ündni-, \"llll der Rullc Je-; Parbments im demokratischen Staat ist anzustreben, daß das Parlament 
- i.1hLT Llic (,~,.·~ct/gebung hin.tu'- an den '>Ll..ltsleitenden Fntst.:heidungen beteiligt wird. Zu denken ist dabei an Entschei

dungl'n, \\ ~..·khL· tu ~..·iner hohen t'irunttclkn Belastung, einem umfangreichen organisatorischen Aufwand oder cincr weit
rL·t,:hemkn ~.,<l]iti~Lhcn, Wlrt~~..-h.tft!i.:hen oder <;oz.i.llen Neu- ülil'r Umorienticrung mit weitreiChenden Auswirkungen für die 
Bürger h.ihrn~. T: pi~che BL·i~riell' d.1hir -;rnd der Bau nm Kernkraftwerken, Flughäfen und industriellen Großprojekten ein
~ch\icßlich dnL'n Sundut·tfe-,rle~ung udn mdcrc Planung'>entscheidungen von t..Theb!ichern Gewicht. Eine solche Beteiligun~ 
,Jcr L.tndc~f'·trl.unente würdl· die lkmokrctti~chl' Le~itim.uion sra.us!t..'itender Entscheidungen verbreitern und dadurch ihre 
p1lliti~chl· I )ur..-h~etzlurkeit crktchtLTI1. ßunde~rechrliche ErrnJchtigungen an die Länder zum Erlaß 'itJatsleitender Entschei
dungen ~ln,l '><l ;u f.l'>Scn, d.tl\ -,ie L·ine Bl'teiligung der L.wdespar!.amente ermöglichen. 

l )JL lmhcngt'll FrLthrungL'll 111 einigen l :llldnn mit der Beteiligung der Landesparlamente an der Regierungsplanung und vcr
'-'lllt'"·lt bntL'hL·mk· \litwlrkdng"rL·chk hL·1 Rcg;crung.'>ent':>cheidungen rechtfertigen den Versuch, den Parlamenten -- etw.1 in 
( ;c, t.tll ctnc., /u~ timmung:., \ ( lrllcll.llt~ durch etnc stirkcrc Bctt:iligung ..1n den staatslcitendcn Fnt':>cheidungen die Übernahme 

'< 111 \' cr.tllt \'- ",·tung hci dn ')r.uts~L'' t.t!t·.lll;,.:; Iu ~..·rrnt)glichen, wie dies der ihnen im demokratischen Staat zugeda...:hten politi

.,._-ih'll hdlt'lli1h'>rulil' L'llhpn...-in. 

5. Parlamentarische Kontrolle 

l)te 1\.\Jntru!k· der· Fxl·kuti\L' L'>t e1nc .-\ut~.tbt·, welche die Lwdesparlamente schon heute sehr stark in Ampruch nimmt und dcr 
.nkh tu1· ,J;.,. ll:kunlt ein huher StL·lkn\\ en :;ukummen wird. T\'ach der Kompetetvveneilung de~ Grund?;es~:t...:es ob!icgt den 
l.Jndnp.lrLmlt'!ltL'Il ni...:ht nur die 1\.l•ntnolle 1111 Bereich de.'> Vollzugs von La!ldesrecht, ~ondern d.tniber hmJ.us in weitem Um-
1.111'-'. ,lll,h ,\t,· ('·lt-l.lrncnun,,·hl· 1\_,,nrr.olk ubn dl'll \'(l\\;u~ dn Bundl''i).;e'il't/l'. Die Lmdt.l~l' nehmen d.Hnit eim· Schlü~~ci

~L ·lltiiiC:, I 'L'~ , I ,.T l1.1 ~ I .IIIIL'II\.1 ri~..-h~·11 1\.' 111 t 1 '1 lk der d cn lhi r;.:;n h~..·ri.ihn·ndcn V aw ,lltung\cnhcltL·idungcn L'lll. 

!J.1, lll,tr·ut:l .. ·nt.tl :ulll dn p.ui.uncnLu·t-,,hul 1\.untrulk 1~l \On lkn ( .tndl'.~p.ul.lmentetll!l den \·crg.tngcllL'Il J.lhrcn lll den \LI 

-,clm·dcncn Ber~·~._·!h·n dur .. -h '~'otdk ~e~t"t/!iche Regelungen teilwei-:.e intensiVt·r ~esultet wurden. Dies gilr bei~pid~wei~l.' für 
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dx~ Pct1ti( 'll~rt.'L'ht, d1e "tt'llunh d"_·r parl.lmentJrischen U nter<.uchungsJ.usschüssc, die Einrichtung von Enquete- Kommiss1oncn 

und d.1~ p.!rl.lmcnt.m~dlL' fr.lgcrL·cht 

F" 1 ~t ein<..' "ünd ige A ufg.tbc der l_Jnd<..·sp.lrLunente, diese~ lmtrument.lrium unter Au<:>nut7ung der pr.lktischen Erfahrungen auf 

'>cim· r l):;llUHg und Fffi.'il'n? hin 7U prüfen und, ~oweit erfurJerlich, weiterzuentwickeln. 

6. Etatrecht des Parlaments und parlamentarische Finanzkontrolle 

Ui"-· di"poniblc Fin,ltl/nl.J'>\l' bctr.q . .:;t h<.'Ut<." bei dt'n LJ.nde~pJ.rlamentcn nur noch 5 bis i":J vom Hundt:rt Je, Ges.lmtluush.dt~. 
l) m <.u WlL·htigcr ist c~. d:d~ die I .mdc<.p.lrLuncntc ihre .lUfgrund des Budgetrechts zustehenden 1-lüglichkeiten voll auss..:höpien. 

Auch im R,1hmen de'> H.tudult~vo!l7llf;\ müssen die P.trbnH:nte auf wichtige ~reichenstellungen Einfluß nehmen (insbesondere 

CrnEproJekte mit ent~prLch'-·nden f(_)l~L'Ll''ten). Die P.trbmentc sind aufgerufen, entspre..:hend der Entscheidung des Bundcs
\erh\,un~st.!;ertcht'> 7U \'t:rhindern. d.1t; da\ H.lUslultsbewilligungsrecht durch Haushaltsüberschreitungen unterlaufen wird. 

Die parLunenuri.~che hn.lnzkontrulk 1:-.t ,lllf alle Finrichtungcn auszudehnen. die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung er
fldkn (ld\·r für die Ja, Land die Cnv.th~·rr:l,;;er<:>chaft hac d.1hei k6nnen nur differenzierende, die ieweilige Eigenart dieser Ein

richttu1gL'n berl.H:bichti~endc Rchelun;.:;en in Bctra..:hr kommen. 

D.uu i\t .___:._ norwendq . .:;. '-ht~ dil.' P.trl.trnL·nte sürkn die Hilft· der Rechnung:.hOte im Rahmen der be">tehendcn rechtlichen Mög-

1 ich ke1ten in :\ mprUL-h nehnwn. 'Sie mü '>'>en e'> vur allem :ll!ch J.!s ihre Aufgabe ansehen, den Ergebnl'jsen der parlamentari~chen 

Kcchnun~'>pri.iiun~ \X'irk~mtkeit /ll \ '-' ·lethen. 

Dit· (,'-·,ulrung Jcr HJu~lLllt"bc.-.Hut~C:l'll unll der hn.HlzpLltlung bt'lLuf der Reform, urn die politischen Cesraltungsmüglich

keiten Jn ParbmcntL' 1 u \ crbe:-.'l'fll. /u denk_.n L<.;t mshe"ondere .meine frlihzeittge Eim..:h.1ltun~ der Parlamente schon im Vor

feld '-!er I Ltu~h.tlts,wfqellunf!.. 

7. Erfol~">kontrollc 

Die \'er.ltltwortung Lk'> P.ubmcnt~ fut (lie \·on ihm ~etrotr'encn Fnt'-L·heidunt.!;en und )eine Cl.tubwUrdi~keit verlangen, da/\ die 
vrln ihm be~..:hlu~'>enen Ce:-.et?L' un~_; ~umtit!;en 1\Ltt;mhmen .wf ihren \'ullzug, ihre :\u:-.wirkungen und ihre Bewahrung 

kr,ntt·\llliL'rt w'-·rden. Die:-. k.lnn l,,;i,p:vi\wei,e dadurch ge\chchcn, daß bereits bei der Ver.tbschiedung \'Oll Gesetzen Termine 

tur l'ltlL' L'herprüfung und .\u"w'-·:·run,.; fe.qgekg-r '>'>erden. Soweit es um Fragen der \VirtschJftlichkeit geht, sollte auch der 

S.tL·h \ n~ und der Kechn ung~hiik \w; .tngoogen werden. 

8. Verbesserte Information dt:r Parbmente 

Die P.trLttnl'tHsprJ.sidenren babt•n \kh 111 der \'erg,mgenhl"it Wiederholt bemüht, der Aushi->hlung der Kontroll- und Mitgc

\t,lltung'>miJglichk~:iten der Llnde~p.trLtnlente, wie .,je durch diL· mncrhunde:-.staatliche K()operation und die Tatigkeit der 
l .tnde~rq:;ierungen 1m Bunde~r.u he\\-:rkt werJen, /U hege~nen. 

SiL· h.tben deutlich ~L·nndn, d.tf ~..·inl· Fin\ch,lltung t.kr Lmd~..·\p,uLtm~nte in Jen Pronß d~r innerbundesstaatliehen Koope
r.ni,,n not\\-L'ndi;.:; ht, bt'\'(lr lllt.kn \·L·rh.lndlunt.::t'n tWI~chen Bund und Lindern '>OWJe zwischen den Ländern die \'\reichen 

für l'llll' bot•qimmtc l\.t)nteptiun t.::e'>tdlt ~ind. 

Si~· h.1b~:n d,uüher lmuu\ eine t·e..:htteitige Untnrichtunt: in bestimmten, die lntcre\\en der Linderberührenden Bundesrats
.lll~L·kgt:nhr.'iten ~ch>rdr.'n. \()WL·it ni'-·ht für Crund~öetz:indnunhen, die da\ K(>mpetenz~efüge des Grundgesetzes und die 
hn.tn/verf.t\\unh hetreH'en, ohnchi:1 ....:ine t'iirmli..:hc ;\:litwirkung geboten i~t. 

Die t'11t'>prechenden \'or\chLi,;;l· zur Lnkrrichtun,;; der LmdL·~p.trbmente über SuatsvertrJt;t· und VerwJ.ltungsabkommcn. 
Bundc~r.H~.lll)C:L'le,;;enheitcn und 1.-.Khrninistcrkonleren/L'Il wurden in einer Reihe von Lindern durch Absprachen mit den 
Reg1crungen. teils .lUL-h durd1 1-':'-'~t'tllich'-· Rehclun~l'n re,<li'>lert. 

Die !Yl .. identen cmrfl·h!t.'ll Lkn LmLILTll, in denen l'lne 'okhe Fimdultun~ dl'r Parbmente nicht gewahrleistet i<;t, eben fall\ 
l'nt~pr,·chende Ab:-,pr.1..:he11 mit d....:n Re~lerungt'!l l u tr~..·ffcn oder, ~oweit dies nötig und mOglich ist, d1e Einschaltung ges~tzlich 

.tb'!u~idwrn_ Im Ubngen .'-chLtgt·n '>il' l'ltH' l"urtt·nn\ Kklung dit''>e~ ln.\trurnentJrium.~ vnr, indem die Unterrichtungspflicht auf 
tulgentk BL'ft'lchc e··"trcckt \\ ird. 

All.~L·legcnh\·iten d....:r Lunlp.ti-,c]J,_'[~ c;emein\ch.lftcn, \t'Wl'it Kompttet1/Cll der I . .indt•r berührt \Verden. um den I J.ndt.lgcn 

Gelq~enheit /U l-;t:ht.'n, ,lUf dil· \'n;-bneitunh \okher FntscheJdungen Einfluß ?U nehmm, 
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Ridnlinien zur Vergabe von Subventionen und weitreichende Subventionsentscheidungen im Einzelfall, 

- .mden· wtchrige Rcgierung:'>entscheidungL'Tl, soweit für sie .\ls staatsleitende Entscheidungen nicht ohnehin eine Beteiligung 
des ParLunent.'> in ßetrachr kommt. 

Die P Jrl.unent1pr:üidenren sind - JlH.: h tm Hinblick J.uf künftige Entwicklungen - ferner der Auffassung, daß eine verbesserte 
lnform.nion des Landesparlament'> den hleichberechtigten Zugang von Parlament und Regierung zu den staatlichen Daten
h.mken des Lmdes erfordert. Dahinr.:r .'>teht die Erkenntnis, daß ohne Anerkennung des Informatiomanspruchs des Parb
llH.'nt'> un Bereich der elektronischen Datenverarbeitung sich der durch den gesamten Regierungs- und Verwaltungsappar.H 
uhnt:-hin ge~ebene lnfornutionworsprun~ der R·~gierung weiterhin vergrögern wird. Dies birgt die Gefahr in sich, dag ~tch das 
vat".1:-.sung\m:1!~ige Gdü):!;e der Verb~:-,ungsorgJ.ne fakti:-,ch zu Lasten des Parlaments verschiebt und das PJ.rlament der ihm \"lltl 

der \'erbssung übertragenen Auig.1be Lur Komrolle der Regierung nicht mehr hinreichend gewachsen bleibt. Denn wirksame 
Komrolle setLt .lUsreJChende Information \"llLlUS. 

Die Parlamentspr.isidenten bq~rü!\en es de~h.1lb, dag bereits etliche Länder i.iber gesetzliche Regelungen verfügen, die dem 
P.trLtment den Zugang :tu \t.utlichen Lhtenb.:wken oder lnformations:-,ysternen eröffnen und ihm eine ~1itsprache bei den die 
fnhlrm.ltiun~intcrö~en de.., Parl-1ments berührenden Organis.uion'jfragen der elektronischen OJ.tcnverarbeitung sichern. 

t\bnin 
Prästdcm dc~ L.mdtag<., 

s 
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